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(3) Für die Verletzung der einer juristischen Person 
auferlegten Rechtspflicht ist verantwortlich, wer für 
sie handelt oder nach Maßgabe des Statuts, der Ar­
beitsordnung oder anderer Festlegungen zu handeln 
verpflichtet ist.

(4) Wer sich schuldhaft in einen die Zurechnungs­
fähigkeit ausschließenden Rauschzustand versetzt, ist 
von der Verantwortlichkeit nicht befreit.

§ 10

Besonderheiten bei Jugendlichen

(1) Bei Ordnungswidrigkeiten Jugendlicher, die noch 
nicht sechzehn Jahre alt sind, dürfen nur die Verwar­
nung mit Ordnungsgeld sowie die Maßnahmen nach 
§ 6 angewandt werden.

(2) Gegenüber Jugendlichen über sechzehn Jahren sind 
alle Ordnungsstrafmaßnahmen zulässig. Eine Ordnungs­
strafe darf höchstens 300,— Mark betragen und nur aus­
gesprochen werden, wenn die Art und Weise der 
Rechtsverletzung oder das bisherige Verhalten des 
Jugendlichen ihre Anwendung erfordern, um eine ge­
eignete erzieherische Einwirkung zu erzielen und der 
Jugendliche eigenes Arbeitseinkommen hat.

(3) Zur Sicherung einer wirksamen erzieherischen 
Einwirkung auf den Jugendlichen und zur Verbesse­
rung der Erziehungsverhältnisse ist mit den Erziehungs­
berechtigten zusammenzuarbeiten, wenn dies mit Rück­
sicht auf die Art und Schwere der Ordnungswidrigkeit, 
die anzuwendenden Maßnahmen oder die persönlichen 
Umstände des Jugendlichen geboten ist.

(4) Begehen Kinder OrdnungsWidrigkeiten, sind er­
forderlichenfalls Aussprachen mit den Erziehungs­
berechtigten durchzuführen.

(5) Die Organe der Jugendhilfe sind zu verständigen, 
wenn die Ordnungswidrigkeit eines Kindes oder 
Jugendlichen erkennen läßt, daß seine Erziehung unter 
der Verantwortung der Erziehungsberechtigten nicht 
gesichert ist.

Besonderheilen der Verantwortlichkeit

§U

(1) Wegen Ordnungswidrigkeiten von Angehörigen 
der bewaffneten Organe ist die Einleitung eines Ord­
nungsstrafverfahrens nicht zulässig. Die Angehörigen 
der bewaffneten Organe unterliegen insoweit der Diszi- 
plinarbefugnis der Kommandeure oder der Leiter der 
Dienststellen.

(2) Ist eine Ordnungswidrigkeil durch einen Angehöri­
gen der bewaffneten Organe begangen worden, haben 
die dazu befugten staatlichen Organe seine Personalien 
und Dienststelle festzustellen und den zuständigen 
Kommandeur oder Leiter der Dienststelle unter An­
gabe des Sachverhalts zu unterrichten. 3

(3) Zur wirksamen Bekämpfung von Ordnungswid­
rigkeiten kann der Kommandeur oder Leiter der 
Dienststelle diese Sache an das zuständige Organ zur

Durchführung eines Ordnungsslrafverfahrens abgeben, 
wenn die Handlung nicht in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der Ausübung dienstlicher Tätigkeiten des 
Angehörigen der bewaffneten Organe steht.

(4) Der Ausspruch von Verwarnungen mit Ordnungs­
geld und die Eintragung über eine Verletzung ord­
nungsrechtlicher Pflichten wird hierdurch nicht be­
rührt.

§12

(1) Personen, die der Strafrechtsprechung der Deut­
schen Demokratischen Republik nicht unterliegen, wer­
den nach diesem Gesetz nicht zur Verantwortung gezo­
gen. Soweit für Personen, die nicht Bürger der Deut­
schen Demokratischen Republik sind, besondere Rege­
lungen gelten, finden diese Anwendung.

(2) Ordnungswidrigkeiten, die von Bürgern der Deut­
schen Demokratischen Republik außerhalb Ihres Staats­
gebietes begangen werden, können nach den Bestim­
mungen dieses Gesetzes geahndet werden, wenn dies 
in gesetzlichen Bestimmungen vorgesehen ist.

§ 13

Zweck der Anwendung von Ordnungsstrafmaßnahmcn

(1) Durch die Anwendung von Ordnungsstrafmaß­
nahmen soll der Rechtsverletzer zur künftigen' diszi­
plinierten Wahrnehmung seiner gesetzlichen Pflichten 
angehalten, auf ihn und andere Bürger erzieherisch ein­
gewirkt und weiteren Ordnungswidrigkeiten und ande­
ren Rechtsverletzungen vorgebeugt werden.

(2) Unter Berücksichtigung der Art und Schwere der 
Ordnungswidrigkeit, der Umstände ihrer Begehung und 
der Person des Rechtsverletzers ist die Ordnungsstraf­
maßnahme anzuwenden, welche diesen Zweck am ge­
eignetsten erfüllt. Dabei ist insbesondere zu beachten, 
ob die Ordnungswidrigkeit Ausdruck besonders diszi­
plinloser Einstellung oder gelegentlicher Unachtsamkeit 
ist.

(3) Für die begangene Handlung dürfen nur einmal 
Ordnungsstrafmaßnahmen ausgesprochen werden.

(4) Ist eine Ordnungsstrafmaßnahme nicht notwendig, 
kann dem Rechtsverletzer ein Hinweis oder eine münd­
liche oder schriftliche Belehrung erteilt werden.

§14

Ausspruch von Ordnungsstrafe

(1) Eine Ordnungsstrafe soll ausgesprochen werden, 
wenn die Art und Schwere der Ordnungswidrigkeit un­
ter Berücksichtigung der Persönlichkeit des Rechtsver­
letzers eine nachhaltigere erzieherische Einwirkung er­
fordert.

(2) Bei der Höhe der Ordnungsstrafe sind das Aus­
maß der Störung der staatlichen Ordnung und des sozia­
listischen Gemeinschaftslebens, der Grad des Ver­
schuldens und der zum Ausdruck gebrachten Disziplin­
losigkeit sowie die persönlichen Verhältnisse des Rechts­
verletzers zu berücksichtigen.


